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„40 Jahre CDU" 
In diesem Jahr feiert die CDU 
in vielen Städten und Gemeinden ihr 
40jähriges Bestehen. Dies ist für die 
Gliederungen unserer Partei eine 
hervorragende Möglichkeit, zum ei- 
nen die positiven Leistungen der ge- 
samten CDU in den zurückliegenden 
40 Jahren aufzuzeigen, zum anderen 
aber auf Veranstaltungen und mit 
sonstigen Maßnahmen auf die eige- 
ne Geschichte der Partei hinzuwei- 
sen. 

Um eine große öffentliche Wirkung zu er- 
zielen, bietet es sich an, Veranstaltungen 
auf allen Ebenen der Partei durchzufüh- 
ren. Die CDU-Bundesgeschäftsstelle be- 
reitet aus diesem Grund eine breit ange- 
legte Informationskampagne zur 40jähri- 
gen Wiederkehr der Gründungstage vor: 

Wanderausstellung 
Je einmal wird für rund eine Woche in al- 
len Landesverbänden ab Juni 1985 in ei- 
nem attraktiven Zelt eine Wanderausstel- 
lung der CDU-Bundesgeschäftsstelle ge- 
zeigt, die 40 Jahre CDU an Hand politi- 
scher Plakate darstellt. Repräsentativ aus- 
gewählte Plakate aus allen Wahlkämpfen 
und kurze Textbeiträge geben ein ausführ- 
liches Bild der Geschichte der CDU wie- 
der. 

Kreisverbandsausstellung 
Alle CDU-Kreisverbände werden die Mög- 
lichkeit haben, zu ihrer Jubiläumsveran- 
staltung und für andere Gelegenheiten 
ebenfalls die Geschichte der CDU optisch 
anschaulich präsentieren zu können. Pla- 
katmotive und Texte werden — auf leicht 
aufstellbare Wandelemente aufgezogen 
— von der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
als komplettes, transportables „Ausstel- 
lungspaket" angeboten: Die selbststehen- 

den, großflächigen Wandelemente k°pn 

in jedem geeigneten Innenraum frei au 9 
stellt werden.  Die gesamte Ausstehliu 
umfaßt 30 Stellwände von ca. 70 cm Bre 
und 180 cm Höhe. Sie wird den KrelS

b0. 
bänden zu einem günstigen Preis ange 

ten werden. Detaillierte Angaben über 
Ausstellung erfolgen in Kürze im UiD- 

Urkunde und Anstecknadel 
Den örtlichen Parteigliede- 
rungen werden eine neue 
Urkunde und eine An- 
stecknadel angeboten, mit 
denen Jubilare geehrt 
werden können. Urkunde 
und Anstecknadel sind mit 
dem neu entwickelten Zei- 
chen „40 Jahre CDU" gra- 
phisch interessant und an- 
sprechend gestaltet und 
bieten eine repräsentative 
Gabe zur Würdigung ver- 
dienstvoller Gründungs- 
mitglieder. 
Set: Urkunde 40 Jahre, 
Anstecknadel 40 Jahre 
Mindestabnahme: 1 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 21, 
Bestell-Nr.: 0644 

Auf dem 33. Bundesparteitag m fc its 

ehrte Bundeskanzler Helmut Kohl &e^ 
eine Gruppe von Gründungsmitg'1® ^. 
aus den Landesverbänden ste"v jn«r 
tend für die anderen Jubilare. In * j: 
Rede sagte er zur Geschichte der 
. Wir können heute sagen, daß das p 

Experiment der Gründung einer 9 ^ 
Volkspartei gelungen ist. Die Un'° jtrag 
damit einen ganz entscheidenden o , 
zur Stabilität der Demokratie in der 
desrepublik Deutschland geleistet. 

Ein entscheidender Anstoß zur Grün
je(je( 

der CDU kam — das will ich immer w fl 

sagen, auch und gerade unseren jung 

DM 
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JA 

CDU 
ii, 

Q '7'';ttwVr/<'Mitarbeit behn. \ufbander 
mtl'ilil^'ntobxilisHietdmo,,I)iillstlihlHls 

~">-trotten dentsriienlijlksfiartei 
nndakthv lerbimdenheit 
in •HLhlimi danken wir 

unserem verdienten 
Gründungsmitglied 

\P ^ 

'*/-* ,„y4 

stana aus der Erfahrung im Wider- 
schaft 

9egen die totalitäre Gewaltherr- 
Ceoen Nationalsozialisten.   Viele von 
aufbaut

d'e unsere Partei gründeten und 
ein9eser

n' hatten in ,ener Zeit ihr Leben 

Ces Be   l   Von  den  35 Unterzeichnern 
n den G   •   Grur>dungsaufrufs waren 17 
la9ern ^

efän3nissen und Konzentrations- 
^arr>en a

BS Dntten Reiches gewesen; zwei 
Am ; 7   

US den T°deszellen in Plötzensee. 
Vort> Bi,Jt

anUar 1945 war Andreas Hermes 
«e veru

gericht Roland Freislers zum To- 
J*hr snät        worden-   Kaum  ein halbes 
ersten C ' 'm Juni 1945' wurde er zum 

üung d  °
rs'tzenden der Berliner Grün- 

°P 9e^r
hl
Cnnst,'cn Demokratischen Uni- 

"0Q^e//   
Nach seiner Befreiung aus der ues^e// winci oeuciuiiy aus aer 

s^nem P   erfüllte Andreas Hermes mit 
Öe° Auftagement für die Union auch 

^e99enna9 ninaerichteter Freunde und 
Verhau" W'e Eü9en Bo,z' Bernhard 
rr)Qr        s, Nikolaus Gross und Josef Wir- 

Liebe Freunde, gerade hier in Essen 
schauen wir auch zurück auf die Grün- 
dung der CDU im Rheinland. Das Kölner 
Programm vom Juni 1945 spricht einen 
ganz wesentlichen Grundsatz künftiger 
Politik der Union an: gegen jede totalitäre 
Versuchung von links oder rechts wach- 
sam zu sein. 

Im Blick auf den 40 Jahrestag des 8. Mai 
1945 im Jahre 1985 war es und ist es un- 
sere Überzeugung, daß, wie es im Pro- 
gramm von 1945 heißt, ,die Politik der Ge- 
walt und des Krieges nicht nur eine Ver- 
sündigung am eigenen Vaterland, sondern 
auch ein Verbrechen an der Menschheit 
ist. Deutschland muß führend sein in der 
Verwirklichung der Sehnsucht der Völker 
nach einem ewigen Frieden.' 

Das war, das ist und das bleibt ein zentra- 
ler Grundsatz christlich-demokratischer 
Politik!" 

Eigene Aktionen planen 
Die CDU-Bundesgeschäftsstelle bittet alle 
Kreisverbände, ihrerseits so bald wie 
möglich Überlegungen anzustellen, wie 
sie in ihrem Bereich die 40jährige Wieder- 
kehr des Gründungstages ihres Verban- 
des in angemessenem Rahmen begehen 
können. Die Hauptabteilung Öffentlich- 
keitsarbeit hilft gerne, Fragen nach Mit- 
gliedern in Kreisverbänden, die der CDU 
vor 40 Jahren beigetreten sind, zu beant- 
worten. • 

Arbeitslosenzahl rückläufig 
Die Zahl der Arbeitslosen geht zurück. 
Gegenüber dem Vormonat sind über 
136000 Arbeitslose weniger zu verzeich- 
nen. Die konjunkturelle Aufwärtsentwick- 
lung schlägt sich auch in der Zahl der offe- 
nen Stellen nieder. Erfreulich ist auch, daß 
die Zahl der jugendlichen Arbeitslosen 
und die der Kurzarbeiter ebenfalls abge- 
nommen hat. 
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WELTRAUMPROGRAMM 

Stellungnahme der Bundesregierung zur 
Strategischen Verteidigungsinitiative 
Die am 12. März 1985 aufgenomme- 
nen amerikanisch-sowjetischen Ver- 
handlungen, mit denen die beiden 
Großmächte den Wunsch nach einer 
allgemeinen Verbesserung ihrer 
Beziehungen verbunden haben, 
eröffnen neue Möglichkeiten für die 
West-Ost-Beziehungen insgesamt. 
Ein stabileres Verhältnis zwischen 
den USA und der Sowjetunion ist 
entscheidend für eine gedeihliche 
Entwicklung in Europa. Es besteht 
jetzt die Chance, auf der Grundlage 
der bestehenden Verträge und des 
KSZE-Prozesses zu stabileren und 
dauerhafteren West-Ost-Beziehun- 
gen zu kommen, die eine positive 
Entwicklung auch im politischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und hu- 
manitären Bereich einschließen. 
Gerade wir Deutschen haben ein be- 
sonderes Interesse an Verbesserun- 
gen für die Menschen in unserem 
geteilten Land. 

Diese Entwicklung bestätigt das von 
der Bundesregierung nachdrücklich 

vertretene Harmel-Konzept des westli- 
chen Bündnisses, das für einen konstruk- 
tiven Dialog und umfassende Zusammen- 
arbeit auf der Grundlage gesicherter Ver- 
teidigungsfähigkeit eintritt. 
Als Ergebnis des Treffens zwischen Au- 
ßenminister Shultz und Außenminister 
Gromyko wurde am 8. Januar 1985 u.a. 
folgendes vereinbart: 
„Beide Seiten stimmten überein, daß das 
Thema   der  Verhandlungen   ein   Fragen- 

komplex  sein  wird,  der Weltraum- 
Kernwaffen, sowohl strategische als   ^ 
Mittelstreckenwaffen, betreffen wira.  ^ 
zwar mit all den Fragen, die in b®zU^,ä- 
deren wechselseitiges Verhältnis m e 
gung gezogen und gelöst werden 
sen. 

• H se'n' Das  Ziel der Verhandlungen  wira    ^ 
wirksame Abkommen auszuarbeite <    ^ 
darauf abzielen, ein Wettrüsten im  ^ 
räum zu verhindern und es auf der    ^ 
selbst zu beenden und die Kernwan    ^ 
begrenzen und zu verringern soW 
strategische Stabilität zu stärken." 

Die  Bundesregierung  unterstützt        ^, 
dieser   Erklärung   festgelegten  ver 
lungsziele. 

Nach   Auffassung   der   Bundesres      u, 
muß es im Einklang mit den in Gen    ^p, 
lierten Verhandlungszielen darum 9       ^ 

• einen Rüstungswettlauf im W® beerv 
zu verhindern und auf der Erde zu ^ fe, 
den und die strategische Stabilität 
stigen, d ^jt- 
• die nuklearen strategischen u" zie- 
telstreckenraketen drastisch zu ^ der 
ren und zu begrenzen, was au ^e 
Präambel des ABM-Vertrages s 

Art. VI des Nichtverbreitungsve 

entspricht,                                               auf 
• die   beiderseitigen   Forschung«>e. 
dem Gebiet neuer Raketenabwen\ 
me und die Probleme der Antisa     ^ 
Systeme   in   kooperative   Losung 
münden zu lassen, so' 
• den ABM-Vertrag zu bekräftig0 
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VP      *e'ne anderweitigen gemeinsamen 
rembarungen getroffen worden sind. 

Bundesregierung verweist in diesem 
sammenhang auf die Aussage der Er- 

Qe
run9 vom 8. Januar 1985, daß die in 

g . 2ur Verhandlung anstehenden Fra- 
erw 'n 'nrem ^wechselseitigen Verhältnis" 
Wi °9en und gelöst werden sollen. Dabei 
und nem Vernältnis zwischen Offensiv- 
stahTefenSiVWaffen für die starkun9 der 

^en besondere  Bedeutung zukom- 

Oin SicherneitsPolitik der Bundesregie- 
P0I?. Und des Bündnisses ist und bleibt 
v0n £ der Verhinderung einer jeden Art 
Be 

rie9- Alle unsere Anstrengungen im 
gu 'ch von Abschreckung und Verteidi- 

gt W'e VOn Abrüstun9 und Rüstungs- 
verh

r°"e sir)d auf dieses Ziel der Kriegs- 
ninderung gerichtet. 

dencj Undesregierung hält es für entschei- 
d6s m

Wicnti9- daß das gesamte Spektrum 
Schen f!tärischen Kräfteverhältnisses zwi- 
troiicj- i 6St und 0st in den Rüstungskon- 
soilte einbez°9en 'st: Keine Waffenart 
Sein w°n ^ernandlungen ausgenommen 
|   .    Ir wollen konkrete Fortschritte bei: 
derser Wiener Verhandlungen über bei- 
du2je 

l0,e ur,d ausgewogene Truppenre- 
|    rüngen in Mitteleuropa (MBFR), 

traUe![ 
St°ckholmer Konferenz über Ver- 

ier, s~ und Sicherheitsbildende Maßnah- 
fc      nd Abrüstung in Europa, 

We|tvv 
Verhandlunge,n über das völlige 

in cjer !;e Verbot der chemischen Waffen 
pr 

enfer Abrüstungskonferenz. 
9e^achnt Reagan nat wiederholt deutlich 
scher) \}' 

daß es sich bei der Strategi- 
sch|jeß|. 

erteid'9ungsinitiative um ein aus" 
|ängerf

lch auf Verteidigung gerichtetes, 
^It, H lst'9es Forschungsprogramm han- 
d'e ErnSSen Ziel es ist- Möglichkeiten für 
AbtyeuWlcklun9 neuartiger, nichtnuklearer 
^n 2u

rsysteme gegen ballistische Rake- 
untersuchen.  Es soll festgestellt 

werden, ob es technologisch möglich wä- 
re, durch neue Defensivsysteme, die auch 
die Verbündeten der USA schützen wür- 
den, die Bedrohung durch ballistische Ra- 
keten abzubauen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Fest- 
stellung der US-Regierung, daß 
• mit der Strategischen Verteidigungsin- 
itiative keine Überlegenheit angestrebt 
wird, 
• die Ergebnisse der Forschungsphase 
abgewartet werden müssen, bevor Ent- 
scheidungen gefällt werden können, die 
über die Forschung hinausgehen und 
• sie zu kontinuierlichen und intensiven 
Konsultationen mit ihren Verbündeten be- 
reit ist. 

Der Vertrag über die Begrenzung von Sy- 
stemen zur Abwehr ballistischer Raketen 
(ABM) von 1972 läßt Forschungsarbeiten 
zu. Alle Anzeichen sprechen dafür, daß 
die Sowjetunion seit langem neue Techno- 
logien erforscht, die zur Raketenabwehr 
genutzt werden könnten; darüber hinaus 
verfügt die Sowjetunion über das einzige 
funktionsfähige ABM-System und moder- 
nisiert es. Forschung im Rahmen der Stra- 
tegischen Verteidigungsinitiative (SDI) 
des amerikanischen Präsidenten ist des- 
halb gerechtfertigt. 

Wir sind uns mit den Bündnispartnern 
auch darin einig, daß 
• die Strategie der flexiblen Reaktion für 
das Bündnis unverändert wirksam bleiben 
muß, solange es keine für das Ziel der 
Kriegsverhinderung wirksamere Alternati- 
ve gibt, 
• die politische und strategische Einheit 
des Bündnisses gewahrt bleiben muß, 
• die Sicherheit Europas nicht von der 
Sicherheit der Vereinigten Staaten abge- 
koppelt werden darf, 

• das konventionelle Ungleichgewicht in 
Europa abgebaut werden muß. 
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EUROPA 

Süderweiterung der EG 
eine historische Etappe 
Zur EG-Einigung über die Süd- 
erweiterung erklärte Bundeskanzler 
Helmut Kohl: „Die Verhandlungen 
über den Beitritt Spaniens und Por- 
tugals haben endlich zum Erfolg ge- 
führt. Der Weg zur Unterzeichnung 
der Beitrittsverträge ist geöffnet. Wir 
begrüßen es, daß nun zwei Völker 
Europas im Kreis der EG aufgenom- 
men werden können, die die europäi- 
sche Geschichte, die europäische 
Kulturlandschaft ganz wesentlich 
mitgestaltet haben; es ist aber auch 
für die Europäische Gemeinschaft 
ein ganz wichtiger historischer Au- 
genblick, daß die Iberische Halbinsel 
jetzt in die Gemeinschaft kommt." 

Der Vorsitzende der EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament, Egon 

Klepsch, erklärte zur Süderweiterung der 
EG: 
Die EVP-Fraktion begrüßt nachdrücklich 
den erfolgreichen Abschluß der Beitritts- 
verhandlungen mit Spanien und Portugal. 
Der Beitritt dieser beiden Länder bedeutet 

eine wesentliche  Bereicherung  der 
meinschaft. Es war die EVP, die chrlS

jts 
chen   Demokraten   Europas,   die  bere 
1977 die Forderung erhoben, Spanien u 
Portugal in die Europäische Gemeinscn 
aufzunehmen.    Im    Gegensatz    zu 
schwankenden   Haltung   anderer   P° 
scher Gruppierungen hat die EVP von 
sem Ziel niemals abgelassen. Die in 
vergangenen Nacht erfolgreich beende    • 
Verhandlungen bestätigen diese klarei 
nie der europäischen Christdemokra 
Der Erfolg wurde möglich dank der 
harrlichkeit derjenigen, die Spanien 
Portugal als Mitglieder der Gemeinscn 
zu sehen wünschten. 

Wie bisher schon in der Gemeinschaft.^ 
wird es auch künftig immer wieder er 
ter Anstrengungen bedürfen, um die 
bleme zu lösen, denen sich Europa   \ 
genübersieht. Der Wille zur Einigung    t 
die Voraussetzung dafür, daß sie beWa

hen 

;hen werden können. In diesem historis« ^ 
Augenblick aber richten die europäis0 

Christdemokraten an die Bürger sPa°^eo 
und Portugals ein herzliches Willkon1 ^. 
im Europa der zwölf. Der Beitritt der 
den Länder macht die Gemeinschan ^ 
nur größer, er stärkt die europäisch ^ 
mokratie, er stärkt unsere gemeinsa 
cherheit, er hilft dem wirtschaftlichen rf 

deraufschwung und dient dem Wohls j 
aller Bürger unserer Gemeinschaft- 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß 
über alle Themen der Genfer Verhandlun- 
gen und über die Strategische Verteidi- 
gungsinitiative betreffende Fragen intensi- 
ve Konsultationen der amerikanischen Re- 
gierung mit den Bündnispartnern stattfin- 
den. Sie sind für uns unverzichtbar und 
unterstreichen, welche Bedeutung die 
Vereinigten Staaten der Übereinstimmung 
mit ihren Bündnispartnern beimessen. 

Die Bundesregierung wird diese Konsulta- 
tionen im Bündnis zur Stärkung der westli- 

chen Verhandlungsposition und im 
esse der Einheit der Allianz nutzen. 

Die Bundesregierung wird in diese    ^ 
sammenhang    die    ökonomischen       r, 
technologischen   Aspekte   des   S       Qy 
schungsprogramms kontinuierlich 
gen und bewerten. >e- 
Sie wird sich auch mit Blick auf die 5     jn 
gische    Verteidigungsinitiative    wei ^ 
darum bemühen, daß die Europas\      ^ 
gemeinsame Haltung in die Kons 
nen einbringen. 
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•ABGASARMES AUTO 

Brtisseler Einigung dient der Umwelt 
Ur|d sichert Arbeitsplätze 
28

elJer Regierungserklärung am 

«link*    1985 erk,ärte Bundesinnen- 
die öJer Friedrich Zimmermann über 
1985 ,?SS-eler Ejn'gung vom 21. März 
freu«wi.r E,nführung des umwelt- 

eundlichen Autos: 

Un Bundesregierung hat in Brüssel fol- 
t    gendes erreicht: 

Pa d^
eits ab 1- Juli 1985 beginnt in Euro- 

UfTlWe^f freiWi"ige EinfünrungsPhase des 
von d undlichen Autos. Wir erwarten 
- wie

er Emission am 2. April, daß wir 
hen _V<?n der Bundesregierung vorgese- 
rei2 Z" Steuererleichterungen als Kaufan- 
hat in2v^

ahren können- (Die Kommission 
2- Ah        nen zugestimmt.) 
freundii',0ktober 1988 w'rd das umwelt- 
3  D   "ehe Auto EG-weit eingeführt. 

konnte Rlchtlinie über bleifreies Benzin 
fien sjeuerabscniedet werden. Im einzel- 
nes vor     die Brüsseler Einigung folgen- vor: 

21 Hubr
fahr2eU9e neuer Modelle von über 

eine ne"aum müssen ab 1. Oktober 1988 
n°rrn ej

U?  scnarfe  europäische Abgas- 

en irr!nr?alten' die im Juni von der EG 

* Ein        ail festzule9en ist- 
f(ir alle ^ spater wird diese Regelung 
*'s° auch f2fahr2euge über 2 ' verbindlich. reits bp? ür die dann auf dem Markt be- 
sieh di 

Tlndl'chen Modelle. Darauf wird 
'n ihrer M

europäische Automobilindustrie 
Müssen     del,P°litik ab sofort einstellen 

ubraum,e • Fahrzeuge von  1-4 bis 2-01 
Wlrd mit einer zeitlichen Verset- 

zung von 2 Jahren bei neuen Modellen 
bzw. von 4 Jahren bei allen Neufahrzeu- 
gen, also ab 1. Oktober 1991 bzw. 1. Ok- 
tober 1993 ebenfalls eine neue europäi- 
sche Norm verbindlich, die in ihren Aus- 
wirkungen auf die Umwelt ebenfalls den 
US-Werten gleichwertig sein muß. 
• Für die Fahrzeuge unter 1,4 I werden 
verschärfte Werte in zwei Stufen einge- 
führt: Für diese Fahrzeuge ist ebenfalls ei- 
ne eigene europäische Norm als 1. Stufe 
ab 1990/91 vorgesehen. Diese 1. Stufe 
wird zwar hinter den US-Werten zurück- 
bleiben. Sie wird aber eine deutliche Ver- 
besserung um ca. 30% gegenüber den 
derzeit geltenden EG-Grenzwerten brin- 
gen. 

In 1987 muß die EG über eine zweite, we- 
sentlich verschärfte Stufe beschließen, die 
spätestens 1993 für alle neuen Modelle 
bzw. 1994 für alle Nutzfahrzeuge verbind- 
lich wird. 

• Fahrzeuge über 1,4 I Hubraum können 
danach mit einem Höchstbetrag von 
2200,— DM bis zu 7 Jahren von der Kraft- 
fahrzeugsteuer freigestellt werden, wenn 
sie die neue europäische Norm, die in ih- 
ren Auswirkungen auf die Umwelt den US- 
Werten entspricht, erfüllen. 

• Fahrzeuge mit weniger als 1,4 I Hub- 
raum können ebenfalls steuerlich mit ei- 
nem Betrag bis zu 750,— DM gefördert 
werden, wenn sie die Grenzwerte der 1. 
Stufe um mindestens 15% unterschreiten. 
• Über eine steuerliche Förderung der 
Stufe 2 wird die Bundesregierung ent- 
scheiden, wenn 1987 die Grenzwerte für 
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diese Stufe von der EG beschlossen wor- 
den sind. 
Die steuerliche Förderung der Umrüstung 
von Altfahrzeugen wird von der Brüsseler 
Einigung im wesentlichen nicht berührt. 
Sie wird wie geplant ablaufen, wobei für 
Fahrzeuge unter 1,4 I noch eine gewisse 
Anpassung an den EG-Beschluß vorge- 
nommen wird. Insbesondere bleibt bei 
den Altfahrzeugen das vorgesehene Zwei- 
stufenkonzept für die Förderung voll er- 
halten. 
Gleiches gilt für die steuerliche Begünsti- 
gung des bleifreien Benzins durch Sen- 
kung der Mineralölsteuer für bleifreies 
Benzin um 2 Pfennig und Erhöhung der 
Mineralölsteuer für verbleites Benzin um 
ebenfalls 2 Pfennig ab 1. April 1985. 

Darüber hinaus haben sich die EG-Staa- 
ten verpflichtet, ab 1. Oktober 1989 blei- 
freies Benzin in ausreichender Menge an- 
zubieten. 
Die Bundesrepublik wird bis Ende des 
Jahres mit mehr als 2000 Zapfsäulen über 
ein flächendeckendes Netz an bleifreien 
Tankstellen verfügen. Bereits jetzt sind es 
weit über 1000. 

Ebenfalls bieten Österreich, die Schweiz, 
die Niederlande, Dänemark und Schwe- 
den bereits heute bleifreies Benzin an. Ita- 
lien wird bald folgen. 
Auch verschiedene osteuropäische Län- 
der haben ab 1986 verbindliche Zusagen 
gemacht. 
„National hätten wir nur den Kraftfahr- 
zeugbestand der Bundesrepublik von ca. 
23 Mio. Pkw mit dem entsprechenden Zu- 
wachs der nächsten Jahre erfassen kön- 
nen." 
Zimmermann weiter: „National nicht erfaßt 
hätten wir die Millionen ausländischer 
Fahrzeuge, die jährlich von ausländischen 
Touristen für den Transitverkehr oder für 
einen Urlaub in der Bundesrepublik ge- 
nutzt werden.  EG-weit werden wir jetzt 

fast 100 Mio. Fahrzeuge erfassen mit de^ 
entsprechenden Zuwachsraten in dies 
Ländern. 
Die Kritiker der Brüsseler Einigung möc 
te ich an die Geschichte der Abgasre 
zierung  in  Europa erinnern.   1971   ha 
sich die damalige  Bundesregierung 
vollmundige Ziel gesetzt, innerhalb voni 
Jahren die Abgaswerte um 90% im 
gleich zu 1969 zu verringern. 
In den folgenden zehn Jahren hat die 
here  Bundesregierung  dieses Ziel n 

einmal   annähernd   durchsetzen   kön 
obwohl die USA und Japan in dieser £• 
das Ziel erreicht haben. 

geführte 
in   no*; 

nungsvollen  Ansätzen  in  der  Mitte 
70er Jahre all diese Dinge plötzlich a 
abgebremst und stoppt." 

Vielmehr hat die damalige SPD-get 
Bundesregierung   nach   gewissen 

••'e ° 
ibruP1 

Den Erfolg nicht zerreden 

Abschließend sagte der Innenministe • 

„Als wir vor 1% Jahren im Sommer 
begonnen haben, waren drei Ziele ma 
bend: $0 

1. Zugunsten des Umweltschutzes 
schnell wie möglich handeln (Freiw 
keit). ^ 
2. Als   Auto-Exportland    EG-gemeinsa 

vorgehen. 
3. Endgültige Termine festlegen. 
Diese Ziele hat die Bundesrepublik W° 
quent verfolgt und erreicht. 
Wir haben selbstverständlich einen K^jß 

promiß  geschlossen.  Dieser KorT1pr
nge' 

ist aber nach der Nullphase des verga   äi- 
nen Jahrzehnts ein Erfolg für die eur 
sehe Umweltpolitik. ^ 
Jetzt geht es darum, diesen Erfolg ^gP 

zu zerreden, sondern die in ihm li©9e 

Chancen konsequent zu nutzen. 

Die Bundesregierung wird hierzu da 
tun." 

•0e 
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•WOHNUNGSBAU 

wohneigentum soll künftig besser 
gefördert werden 

as'Bundeskabinett hat den „Ge- 
reol?ntWurf 2ur steuerlichen Neu- 
9em • "9 der Förderun9 des selbst- 
schi Hten Wohneigentums" verab- 
Schn •   " Bundesbauminister Oscar 
desr       r erklärte' die von der Bun- 
9e|u        ung beschlossene Neure- 
türn nf? Werde die steuerliche Eigen- 

Öau      derung im Wohnun9sbau auf 
tiilief Ve.rDessern und vor allem Fa- 
Woh n l^it Kindern den Zugang zum 
sch"?e,9entum erleichtern. Die Ent- 

2we? i   ng Sej frühze't'g — knapp 
den    ahre vor ihrem Wirksamwer- 
lige~~" Setroffen worden, um Bauwil- 
die " 

dle notwendige Klarheit über 

9en 
r,ichen Rahmenbedingun- 

Öeitr   scnaffen. Sie werde einen 
nach?9 2Ur Verstetigung der Bau- 

^"""age leisten Jge leisten. 

\3gUnde|ement   der   Neuregelung,   so 
?unqs

C ' sei der We9faN der Nut" 
nut2te

Wertbesteuerung beim selbstbe" 
erreicht Wohnei9entum. Damit sei ein Ziel 
Schiri Worden' das die Wohnungspolitik 
n6nv   Seit Jahrzehnten anstrebe. Millio- 
VerWa?tn Hausei9entumern und die Finanz- 
entlast wurden dadurcn wesentlich 
^be rt' 

Nach Abschluß der Förderphase «De --•• - .www.M 

niit cje 
6r Ei9entümer in diesem Bereich 

VVP-   m Finanzamt nichts mehr zu tun. 

fler H|     ^ so Schneider, sei für ihn auch 
I        nvveis, daß es sich bei der Neurege- 

9ramn?'hht   Um   e'n   reines   Neubaupro- 
?Ung     handele, sondern um die Umset- 

eines   vermögenswirksamen   Kon- 

zepts, in dem der Erwerb aus dem Woh- 
nungsbestand in gleichem Maße gefördert 
werde wie der Neubau. Dieses Konzept 
trage der Normalisierung auf dem Woh- 
nungsmarkt voll Rechnung. Es werde in 
vielen Fällen die Mieter in den Stand set- 
zen, Eigentümer ihrer Wohnung zu wer- 
den. 

Bauentscheidungen nicht 
aufschieben — Besondere Vorteile 
für das Zweifamilienhaus noch bis 
Ende 1986 

Viele Bauwillige, so Minister Schneider, 
knüpften an die jetzige Entscheidung der 
Bundesregierung die Frage, ob es sinnvoll 
sei, mit einer Bauentscheidung auf das In- 
krafttreten der Neuregelung zum 1. Januar 
1987 zu warten. Bei dieser Entscheidung 
dürfe man nicht außer acht lassen, daß ge- 
genwärtig noch die besondere steuerpoli- 
tische Förderung des wohnungspoliti- 
schen Sofortprogramms in Anspruch ge- 
nommen werden könne. Hervorzuheben 
sei insbesondere die Möglichkeit, 3 Jahre 
lang zusätzlich zum geltenden Paragra- 
phen 7 b jährlich Schuldzinsen bis zu 
10000 DM steuerlich absetzen zu kön- 
nen. Für eine Vielzahl von Eigenheimern 
sei diese geltende Regelung für Neubau- 
ten ebenso günstig oder gar günstiger als 
die Neuregelung. Zudem müsse man be- 
achten, daß ein Hinausschieben der 
Bauentscheidung bis 1987 zusätzliche 
Zins- und Baukostenrisiken in sich berge, 
die schnell die verbesserte Förderung auf- 
zehren könnten. 

In besonderem Maße gelte der Rat, jetzt 
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zu bauen, für diejenigen, die beabsichti- 
gen, ein weitgehend selbstgenutztes 
Zweifamilienhaus zu errichten. Die damit 
verbundenen besonderen steuerlichen 
Vorteile könne nur noch der nutzen, der 
vor dem 1. Januar 1987 ein entsprechen- 
des Objekt fertigstelle oder erwerbe. 

Direktförderung ergänzt 
steuerliche Erleichterung 

Gegen die steuerliche Förderung, so Mini- 
ster Schneider, werde immer wieder kri- 
tisch eingewandt, daß dadurch Familien 
mit höherem Einkommen stärker begün- 
stigt würden als Familien mit geringem 
Einkommen, die aber in besonderem Ma- 
ße für den Eigentumserwerb auf die För- 
derung angewiesen seien. Diese Kritik las- 
se außer acht, daß für Haushalte mit gerin- 
gem Einkommen die steuerliche Förde- 
rung durch die direkte Förderung im Rah- 
men der Eigentumsprogramme des sozia- 
len Wohnungsbaus ergänzt werde. Für ihn 
sei diese ergänzende Förderung im sozia- 
len Wohnungsbau unverzichtbar. Die Ein- 
beziehung der direkten Hilfen mache 
deutlich, daß die Behauptung, die Woh- 
nungsbauförderung der Bundesregierung 
helfe nur Beziehern höherer Einkommen, 
falsch sei. Im Gegenteil: gerade einkom- 
mensschwache, kinderreiche Familien er- 
hielten auf diesem Weg die höchste För- 
derung. 

Das Zusammenwirken der Direktförde- 
rung und der neuen steuerlichen Förde- 
rung machen folgende Beispiele deutlich: 

Beispiel 1 
Eine Facharbeiterfamilie mit 2 Kindern und 
einem Jahresbruttoeinkommen von rund 
50000 DM erstellt ein Reihenhaus. Die Ge- 
samtkosten des Objekts betragen 300000 
DM, davon 60000 DM für das Grundstück. 

Die Familie erhält neben der steuerlichen 
Förderung direkte Fördermittel nach dem 

2.   Förderweg   des  sozialen  Wohnungs- 
baus. 
Die steuerliche Förderung nach der N 
regelung beträgt rund 31 000 DM. Die   °n 

teile aus der Direktförderung summier 
sich  in den  ersten  15 Jahren auf r 

47000 DM. 
Die Gesamtförderung beträgt in den 
sten 15 Jahren rund 78000 DM. 

er- 

Beispiel 2 
Die Familie eines leitenden Angeste 
mit 1 Kind und einem Jahresbruttoeink0 

men von rund 90000 DM erwirbt ein Einfa- 

milienhaus.  Die  Gesamtkosten des 
Ob- 

jekts betragen 400000 DM, davon 
soooo 

DM für-das Grundstück. Die steuert 
'Mitte' Förderung beträgt rund 53000 DM- 

aus   der  Direktförderung  werden  an^ 
sichts der Höhe des Einkommens n 
gewährt. 
Die Gesamtförderung beträgt rund 
DM. 

53000 

rege" 

Fördermöglichkeiten für 
Energiespartechnologien, 
Modernisierungsmaßnahmen irn 
Rahmen der Stadtsanierung und 
Denkmalschutz bleiben erhalte" 

Erhalten bleiben auch nach der Neu 
lung die steuerlichen Fördermöglichk® 
für   bestimmte   Energiespartechnolog ^ 
für Modernisierungsmaßnahmen in1   ^ 
men   der   Stadtsanierung   und   fur    ter 

Denkmalschutz. Durchgesetzt, so M|pl  jSt 

Schneider, habe sich hier die Erkenn 
daß   diese   Förderung   wesentlicher 
standteil einer Politik für umweltscho< 
de  Energiesparmaßnahmen, für Sta   $e 

neuerung und Denkmalschutz sei-       ^, 
Entscheidung trage auch der zune    ^ 
den  bauwirtschaftlichen  Bedeutung ^ 
Baumaßnahmen   im   Bestand  Recn    ejp 
Immerhin   betreffe   diese   Forderun.?j||jar- 
jährliches Bauvolumen von rund 2 
den DM. 
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PRIVATISIERUNG 

Weitere Schritte sollen folgen 
schlan ndeSkabinett hat auf Vor' 
Gerho w°n Bundesfinanzminister 
Berlin    Stoltenberg die Teilprivati- 
schio"9 VOn ,ünf Übernehmen be- 
Besjt,^

en' dle sich mehrheitlich im 
ist nork!,S Bundes befinden. Offen 
te Abh von sto|tenberg geplan- 
ter Li.Su der Bundesbeteiligung an 
jet2t k*      sa auf 55 Prozent von 
es nochaPP 8° Prozent- Dazu bedarf 

niit dem f,nes Koalitionsgespräches 
d*nWebayerjschen Ministerpräsi- 

cn Franz Josef Strauß. 

^BundVOr9eSehen' die Beteili9ung des 
^en ». an nachstehenden Unterneh- 

n^ verringern: 

in gjn 

v. H fa
m ersten Schritt um mindestens 25 

V0|L     ' 9leichzeitiger Börseneinführung; 

bei de
W

r
afnWerk AG: 

Erkenn     Ch Nlchtteilnahme an kapital- 
st runn T Maßnahmen der Bundesanteil 
Prak|

l4vH-sinken wird; 
Unter

a^e
h
ism°s GmbH: 

hän9iah Ung der Neutralität und Unab- 
bleibt 2i

eit- dGr Gese"schaft. (Der Bund 
Deuts ^nachst maßgebend beteiligt); 
9uf ein°e    

Pfandbrie,anstalt: 

Deüte    einfache Mehrheitsbeteiligung; 
We«eSledlu"gs-und 
auf eir)e

rentenbank: 
Degt   

e e|nfache Mehrheitsbeteiligung; 

über b°e
e Lurthansa AG: 

weiteres
s°ndere Probleme wird noch ein 

alsbald n 
alltl°nsgespräch geführt, das 

Glichen9? Klarun9 der in Prüfung be- 
V0r de     Sachfragen stattfinden wird. 

eabsichtigten Verringerung des 

Bundesanteils sind noch weitere Untersu- 
chungen erforderlich bei: 

Industrieverwaltungsgesellschaft mbH 
(IVG): 
bei der noch offen ist, ob Anteile an der 
Obergesellschaft oder ein Teilbereich ver- 
äußert werden; 

Gesellschaft für Nebenbetriebe der Bun- 
desautobahnen mbH: 
Beteiligungen der Bundesbahn: 
Schenker & Co GmbH, Deutsche Ver- 
kehrs-Kredit-Bank AG, Deutsches Reise- 
büro GmbH — DER — und amtliches 
bayerisches Reisebüro GmbH — abr). 

Die Bemühungen um eine Reprivatisie- 
rung der Deutschen Industrieanlagen 
GmbH — DIAG werden fortgesetzt. 
Das Kabinett hat dem Vorschlag zuge- 
stimmt, in dieser Legislaturperiode bis 
zum 31. März 1987 vorrangig die genann- 
ten Beteiligungen des Bundes an Unter- 
nehmen zu verringern. 

Zur Verabschiedung des Privatisierungs- 
konzeptes durch das Bundeskabinett er- 
klärt der wirtschaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mat- 
thias Wissmann: Die Bundesregierung 
setzt damit die mit der Reduzierung der 
Bundesbeteiligung bei VEBA 1983 begon- 
nene Privatisierungspolitik fort. Die Bun- 
destagsfraktion geht davon aus, daß als 
nächster Schritt die acht zur Privatisie- 
rung vorgesehenen Unternehmen darauf- 
hin überprüft werden, ob das Bundesin- 
teresse an der bisherigen Beteiligungshö- 
he gerechtfertigt ist. Diese Untersuchun- 
gen sollten sobald als möglich abge- 
schlossen sein, damit weitere Schritte zur 
Privatisierung eingeleitet werden können. 
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FRAKTION 

Fraktionsspitze in ihren 
Ämtern bestätigt 

Der CDU-Teil der CDU/CSU-Fraktion 
hat für die zweite Hälfte der Legisla- 
turperiode die stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden neu gewählt: 

Arbeitsbereich 1 
(Recht, Inneres, Umwelt und Sport) 
Dr. Karl Miltner (wie bisher) 

Arbeitsbereich 2 
(Wirtschaft,    Ernährung,    Landwirtschaft 
und Forsten; Verkehr, Post und Fernmel- 
dewesen; Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau) 
Hansheinz Hauser (wie bisher) 
Arbeitsbereich 4 
(Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Gesundheit) 
Adolf Müller (Remscheid) (wie bisher) 

Arbeitsbereich 5 
(Auswärtiges, Verteidigung, Deutschland- 
politik,   Berlinfragen,   Wirtschaftliche  Zu- 
sammenarbeit) 
Volker Rühle (wie bisher) 
Arbeitsbereich 6 
(Forschung und Technologie; Bildung und 
Wissenschaft) 
Dr.-Helga Wex (wie bisher) 

Arbeitsbereich 3 
(Finanzen, Haushalt, Steuern) 
Karl-Heinz Spilker (CSU)  (wurde bereits 
am 11. Januar 1985 in Wildbad Kreuth ge- 
wählt) 
Die Gesamtfraktion hat per Akklamation 
einmütig die bisherigen Arbeitsgruppen- 
vorsitzenden (Sprecher) und ihre Stellver- 
treter (Obleute) in den Ämtern bestätigt, 
mit Ausnahme der Arbeitsgruppe 13 (Ver- 
teidigung). Für den ausgeschiedenen Vor- 

sitzenden Willy Weiskirch wurde der..h)t 

geordnete Willy Wimmer (Neuss) 9e^a^ 
Sein Stellvertreter (Obmann) ist der Ha 
burger Abgeordnete Klaus Francke. 

• 
Auf Vorschlag des Vorsitzenden der CO 
CSU-Fraktion,   Alfred   Dregger,   hat 
CDU-Teil der CDU/CSU-Fraktion die r 
lamentarischen Geschäftsführer 

1. Parlamentarischer Geschäftsführer 
dolf Seiters .   ,, 
Parlamentarischer Geschäftsführer Ff 
rieh Bohl . 
Parlamentarischer Geschäftsführer A9 
Hürland. 
und Prof. Dr. Dr. h. c. Mikat als Just|tiar 

für weitere zwei Jahre in ihrem Amt D 
tigt. 
Der Parlamentarische Geschäftsführer 
CSU-Landesgruppe und Stellvertreter 
1.    Parlamentarischen    Geschäfts^     g 

der    CDU/CSU-Fraktion,    Dr.    WonS^. 
Bötsch, ist für die Dauer der ganzen   ^ 
gislaturperiode gewählt. 

14000 arbeitslose junge 
Männer wurden 
zum 1. April Soldat 
Die Kreiswehrersatzämter naben

uyerir' 
I.April   bundesweit   rund   47000 n 

Pflichtige zur Ableistung des ^mooaj^, 
Grundwehrdienstes einberufen. Sie e 

ten dabei rund  14000 arbeitslose ) 
Männer berücksichtigen, 
rieht des Präsidenten des BundeS

(0ße( 
verwaltungsamtes in Bonn legt ein 9^ert 
Teil der arbeitslosen Wehrpflichtigen ^ 
auf eine möglichst umgehende E> ^e 

fung zur Bundeswehr. Sie wollen ^ 
Arbeitslosigkeit überbrücken und ]r 

ten nach Ableistung des Wehrdiens      ^ 
ne bessere Ausgangslage bei der - 
nach einem Arbeitsplatz. 
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•MITTELSTANDSKONGRESS 

^ehr Privat - weniger Staat 
frei. e

D
sem 3. Fachkongreß für die 

niQl," 
Beru,e der Mittelstandsverei- 

1985 •  dGr CDU/CSU am 27- Marz 

sieru
ln Bonr« ging es um die Privati- 

un(j ü
n*| tätlicher Dienstleistungen 

9en p ernenmenscher Betätigun- 

9rüßft   dürfe nicnt bei der sicher De" 
&Urid    Werten Privatjsierung von 
das .^unternehmen bleiben, wie sie 
tenbe    nett nun auf Vorschlag Stol- 
*r|var -S Descnlossen nat> sondern 
Aufoak'erun9 sei eine permanente 
9entli k um den staat auf seine ei" 
retl !!ch.en Aufgaben zurückzufüh- 
t6n^'at|9keitsfelder den wirtschaf- 
damjt

n Bürgern zurückzugeben und 
fen : "Jfhr Freiheit für alle zu schaf- 
"preiJ. o     Vors«tzende des Beirats 
ÖunJl    ru,e" und stellvertretende 
D°ss M°rSitZende' HansJür9en 

'Vde Bundesbauminister Oscar Schnei- 
dent d

r und Prof. Volrad Deneke, Präsi- 
rufe d

es Bundesverbandes der Freien Be- 
ehrten6 am Vormittag in die Thematik ein- 
des § ' beschäftigten sich mit „Grenzen 
bürokr

a
t
ateS"  (Deneke)  und dem Abbau 

ing   atlScner Hemmnisse und Rückfüh- 
>chno-wS   Staates   auf   seine   Aufgaben (S, 

Auf 
'eider), 

dies? 
F>rivatis

Sem Gebiet ist uber Stoltenbergs 
Von dj 'erur,gsvorschlag hinausgehend 
9ßs qeiSer Bundesregierung schon eini- 
öaurech?'Stet worden, insbesondere im 
^chriejH ' auf das Bundesbauminister 
freien 

er einging. Aber auch für die 
naCri 2w

erufe we'st die Zwischenbilanz 
erfre^lich' Jahren Regierung Helmut Kohl 

he Aktivposten aus.  Dies stellte 

Hansjürgen Doss heraus, der selber Frei- 
berufler, nämlich Architekt, ist. Er erinner- 
te: 
— die Mindestsatzbegrenzung der Hono- 
rarordnung für Architekten und Ingenieure 
ist wieder eingeführt, 
— die Novellierung der Honorarordnung 
für Ingenieure (HOAI) hat stattgefunden, 

— das Nebentätigkeitsbegrenzungsge- 
setz, das zu einer drastischen Einschrän- 
kung der Nebentätigkeit führen wird, ist 
seit dem 1. März 1985 in Kraft, 

— das TÜV-Monopol wurde aufgebro- 
chen, die freien Sachverständigen werden 
neue Tätigkeitsfelder hinzubekommen. 
So konnte Doss resümieren: „Kaum eine 
andere Gruppe unserer Gesellschaft kann 
eine solche Leistungsbilanz vorweisen. 
Die Regierung Kohl hat sich für die freien 
Berufe ausgezahlt." 

Die nachmittägliche Podiumsdiskussion 
und Aussprache mit dem Plenum runde- 
ten die Thematik ab. Der Vorsitzende der 
Mittelstandsvereinigung der CDU/CSU, 
Prof. Dr. Gerhard Zeitel, ließ es sich nicht 
nehmen, alle Teilnehmer anschließend zu 
einem kleinen Empfang einzuladen. 

Die Teilnehmer des Fachkongresses be- 
zogen sich auf Aussagen in der Regie- 
rungserklärung von Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl am 4. Mai 1983 und verab- 
schiedeten eine Resolution mit den fol- 
genden vier Forderungen, die nach ihrer 
Überzeugung auch das drängende Pro- 
blem der Nachwuchsschwemme in den 
freien Berufen lindern können: 

— Ein zeitlicher Stufenplan soll Auskunft 
darüber     geben,     welche     öffentlichen 
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Dienstleistungen auf freie Berufe übertra- 
gen werden sollen, 

— Umsetzung der von den Verbänden 
der freien Berufe gemachten Privatisie- 
rungsvorschläge, 

— keine neuen Aufgaben für die öffentli- 
che Hand, die auch von Privaten erledigt 
werden können, 

— regelmäßige Ausschreibungen nicht- 
hoheitlicher Leistungen. • 

Bonn zur 
Elbgrenz-Diskussion: Die SPD 
fällt uns in den Rücken 
Das Verhalten der SPD in der Elbgrenz- 
Frage ist als Verstoß gegen gebotene So- 
lidarität der Bonner Parteien gewertet 
worden. Der Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen, Heinrich Winde- 
len, nannte es „schlimm", daß die Sozial- 
demokraten mit ihrer öffentlich geäußer- 
ten Ansicht, daß die innerdeutsche Gren- 
ze auf dem Abschnitt zwischen Lauen- 
burg und Schnackenburg in der Strommit- 
te verlaufe, der Bundesregierung „in den 
Rücken fällt". Von SPD-Seite werde nicht 
das Konzept Bonns und Niedersachsens 
verteidigt, sondern es werde „die DDR un- 
terstützt". 
Die SPD-Forderung nach neuen Verhand- 
lungen mit der DDR über den Verlauf der 
Eibgrenze wurden vom schleswig-holstei- 
nischen Ministerpräsidenten Uwe Bar- 
schel strikt abgelehnt. In der „Neuen Os- 
nabrücker Zeitung" erklärte Barschel, der 
auf ein „Gutachten" des Berliner Politolo- 
gieprofessors Dieter Schröder gestützte 
Vorstoß der Sozialdemokraten ziele offen- 
sichtlich darauf ab, aus parteitaktischen 
Gründen der Bundesregierung Schwierig- 
keiten zu bereiten. Dieser Vorstoß richte 
großen Schaden an, weil er nur die Ver- 
handlungsposition der DDR in dieser Fra- 
ge stärke und Gespräche in anderen The- 
menbereichen — wie Umwelt, Kultur und 
Verkehr — erschwere. 

KULTUR 

Gespräch mit dem 
Deutschen Kulturrat 

Am 26. März 1985 fand auf Einladung 
der stellvertretenden Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion» 

Helga Wex, ein Gespräch der Mit' 
glieder des Fraktionsgesprächskr« 

ses „Kunst und Kultur" mit dem 
Sprechergremium des Deutschen 
Kulturrates, einer Dachorganisation 

von rund 150 bundesweiten KulW" 
und Medienorganisationen, statt. 

Themen dieser ersten Unterredung^ 
ren  die  Bemühungen  der CDu/    u. 

um die Schaffung kulturfreundlicher 
menbedingungen,  vor allem  im  St 
recht, sowie Fragen der in der Auss 
beratung befindlichen Urheberrechts- 
velle und der Medienpolitik. 

„In    der   Frage    des    kulturfreundlic^ 
Steuerrechts sind die Dinge endlich in 
wegung  gekommen",  stellte  Helga      . 
fest. „Die Bundesregierung hat zuge 

alsbald dem Bundestag zur Prüfung   ^ 
zelner  steuerrechtlicher  Maßnahmen 
berichten. Der Bundesrat hat auf ln'tia 

einen 

,tiv* 

CDU-geführter  Bundesländer  — 
setzentwurf zur Vermögen-, Einkorn   ^ 
und   Körperschaftsteuer   vorgelegt 
deutlich macht, daß es in diesen Fra

(. 
keine Ablehnung der Länder im prinZ^er 
len gibt. Der von mir am 19- Nove hen 
1984   auf   den   dritten   kulturpolrt's ^ 
Symposium der Fraktion in Mülheim 
gelegte Vorschlag eines Steuerpolitik^, 
Stufenplanes   wird   daher   weiterve 
werden." 
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BUNDESPARTEI 

Kontakte mit der Democrazia Cristiana 
sollen verstärkt werden 
lisch      hat ihre Kontakte zur italie- 
2ia p ®n Schwesterpartei Democra- 
sjt>«r!?t,ana weiter vertieft. Der Vor- 
ses A     des Bundesfachausschus- 

vertr •      P°,it,k der CDU und stel,_ 

CSU D nde Vorsitzende der CDU/ 
he ,,   .Undestagsfraktion, Volker Rü- 
gend     der stellvertretende Vorsit- 
Aüftft

e des Bundesfachausschusses 
ben i£P?,ltik' Elmar Brok, MdEP, ha- 
ir, d ', 

A"ftrag des Bundeskanzlers 
teififh ver9an9enen Woche der Par- 
9est2« "9 der DC einen Besuch ab- 
schun A   und dem Bundesfachaus- 
erstatt po,itik darüber Bericht 

UQ Dele9ation hatte Gelegenheit zu 
Partei

epPräcnen mit dem Präsidenten der 
Und J IColli. dem Parteisekretär de Mita 
dente erJ stellvertretenden Ministerpräsi- 
6ine ?. For'ani. Inhalt der Gespräche war 
hunq 

ertlefung der langjährigen Bezie- 
Cr'stia

n 2wischen CDU und Democrazia 
Abstim a Und insbesondere ©ine engere 
PaPoiit-21Lln9 in den Bere'chen der Euro- 
Sicherh der West-Ost-Beziehungen, der 
litiK. MHRtSP0litik und der Deutschlandpo- 
der D

aB Rühe unterrichtete die Führung 
über d

erT10crazia Cristiana insbesondere 
litik dJe

f?
rundl'nie in der Deutschlandpo- de 

>tei 
CDU 

Politik d
aSldent Picolli betonte- daß diese chung d
er CDU. die über eine Verwirkli- 

eirter y es Selbstbestimmungsrechts zu 
strerje °"endung der deutschen  Einheit 
geteilt *vi#°n der Democrazia Cristiana voll 

i(je Sp.et
rde- ln der Europapolitik waren 

eiten sich einig, daß in'den kom- 

menden Monaten bis zu dem Europäi- 
schen Rat in Mailand ein wesentlicher 
Schritt auf dem Weg zu einer Europäi- 
schen Union getan werden muß. Im Be- 
reich der Sicherheitspolitik begrüßten bei- 
de Seiten die Intensivierung der Gesprä- 
che im West-Ost-Verhältnis seit der Auf- 
nahme der Verhandlungen über Rü- 
stungskontrollfragen in Genf Anfang die- 
ses Jahres. Sie sprachen sich für eine en- 
ge Zusammenarbeit und Konsultationen 
mit den USA in allen Bereichen der Si- 
cherheitspolitik, insbesondere auch in den 
Forschungen im Rahmen der strategi- 
schen Verteidigungsinitiative aus. 

Beide Seiten vereinbarten, daß Arbeits- 
gruppen sich mit der Abstimmung der Eu- 
ropapolitik und der Sicherheitspolitik zwi- 
schen beiden Parteien befassen sollen. 
Bei der Arbeitsgruppe Europapolitik, die 
von Elmar Brok geleitet wird, werden die 
beiderseitigen Positionen noch im Früh- 
jahr festgelegt; eine Arbeitsgruppe Si- 
cherheitspolitik unter Leitung von Volker 
Rühe wird im Herbst zusammentreten, um 
die Entwicklung der Sicherheitspolitik zu 
besprechen. Die CDU-Delegation lud die 
Führung der Democrazia Cristiana im Auf- 
trag des Parteivorsitzenden zu einer baldi- 
gen Begegnung auf Spitzenebene ein. 
Diese Einladung wurde von italienischer 
Seite angenommen. 

Die Delegation traf ferner zusammen mit 
dem ehemaligen Außen- und Finanzmini- 
ster Colombo, dem Präsidenten des Se- 
nats, Cossiga, dem Fraktionsvorsitzenden 
der DC im Senat, Mancino, sowie dem 
Fraktionsvorsitzenden in der Kammer, 
Rognoni. 
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TERMINE 
9./12.4.  OMV 

Deutschlandpolitisches Seminar, 
Berlin 

10. 4. LVBraunschweig 
Landesausschuß, Braunschweig 

13.4. LV Oldenburg 
Landesparteitag, Oldenburg 

13. 4. LV Braunschweig 
Landesparteitag, Salzgitter 

13.4. LV Westf.-Lippe 
Kongreß: „NRWin der 
Weltwirtschaft", Gütersloh 

15.4. CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 

17.4. CDU Bund 
Landesgeschäftsführerkonfe- 
renz, Bonn 

20. 4. CDA Braunschweig 
Landestagung, Goslar 

22. 4. CDU-Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn 

26.727.4. MIT Bund 
30. Bundeskongreß, 
Hamburg/CCH 

27. 4. Frauenvereinigung 
Schleswig-Holstein, 
Delegiertentag, 
Kiel 

28A./4.5. Exil-CDU 
Deutschlandpolitisches Seminar, 
Berlin 

29.4. 

3./4. 5. 

6.5 

8.5 

10./V. 5 

10./11.5. 

11.5. 

12.5. 

13.5 

13.5 

18.5 

22.5 

1.6. 

3.6. 

6.6. 

LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 
CDU Niedersachsen 
Landesparteitag, Oldenburg 
LV Baden-Württemberg 
Landesvorstand, Stuttgart 
LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 
BV Südbaden 
Bezirksparteitag, Müllheim 
BV Nordwürttemberg 
Bezirksparteitag, 
Ludwigsburg-Oss 
L V Bremen 
Landesparteitag, 
Vahr/Bürgerzentrum 
Landtagswahl 
Nordrhein-Westfalen 
CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 
CDU Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn 
MIT Hessen 
Landesmittelstandstag, 
Hausen 
CDU Bund 
Landesgeschäftsführer- 
konferenz, Bonn 
L V Schleswig-Holstein 
Landesparteitag, 
L übeck- Tra vemünde 
LV Baden-Württemberg 
Landesvorstand, Stuttgart 
LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 
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